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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

wir dirfen allen unseren Lesern ein
gesundes und erfolgreiches Jahr
2014 winschen! Wir schliefen mit
dieser Ausgabe das alte Jahr mit
einer ganzen Reihe an interessanten
BGH-Entscheidungen ab. Besonde-
res Augenmerk verdienen u.E. dabei
die BGH-Entscheidung zur WEG-
Hausgeldabrechnung und die beiden
Bautréger-Entscheidungen  (Immo-
bilienrecht bzw. Baurecht).

Der Basiszins ist abermals weiter in
den negativen Bereich gerutscht,

Kurze Meldungen

Unwirksames Mieterhéhungsver-
langen

Verwendet der Vermieter einen
nicht einschlagigen Mietspiegel
einer in der Nahe gelegenen GroR-
stadt fiir seine Mieterh6hung, ist die
Klage als unzuldssig abzuweisen.
Der Mietspiegel kann auch nicht

dadurch ,verwendbar“ gemacht
werden, indem vom ermittelten
Wert pauschal 30% abgezogen
werden, BGH-Urteil vom

13.11.2013 (VI ZR 413/12).

Verjahrung nach § 548 BGB setzt
Kenntnis der Riickgabe voraus

Nach einem Urteil des BGH vom
23.10.2013 wird der Verjahrungs-
lauf des § 548 BGB nicht allein
durch die Schlusselriickgabe an
einen empfangsbereiten Dritten in
Gang gesetzt. Hinzu kommen muss
die Kenntnis des Vermieters von der
Ruckgabe. Die Kenntnis des Haus-
warts wird dem Vermieter nur zuge-
rechnet, wenn der Hauswart konkret
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was vermuten lasst, dass die Wéh-
rungshiter noch immer &uRerst
vorsichtig mit den Leitzinsen um-
gehen und die Gefahren des Euros
noch nicht als gebannt ansehen. Fiir
die Immobilienwirtschaft mag man
dies als positives Signal werten.

Auch dirfen wir auf den Anzeigen-
teil aufmerksam machen, in dem
wir in dieser Ausgabe im eigenen
Interesse inserieren, weil wir neue
Kanzleiraumlichkeiten suchen.

damit beauftragt war, die Woh-
nungsschlissel zum Zwecke der
Ubergabe der Wohnung entgegen
zu nehmen. Ansonsten erhdlt der
Vermieter nur die Sachherrschaft
der Wohnung zurlick. Er sei man-
gels Kenntnis nicht in der Lage, sich
ein umfassendes Bild von der Woh-
nung zu machen. Die Verjéhrung
beginne daher noch nicht zu laufen
(VII ZR 402/12).

Keine Pfandung des Erlostber-
schusses durch Grundpfandglau-
biger in der Insolvenz

Grundpfandglaubiger verlieren nach
einem Urteil des BGH dann den
Anspruch auf den Erldsuberschuss,
wenn das Verfahren aufgehoben
wird und der Uberschuss vom
Zwangsverwalter noch nicht ausbe-
zahlt wurde. Die Grundpfandglau-
biger konnen zudem den Uber-
schuss nicht pféanden, wenn das
Zwangsverwaltungsverfahren  im
Rahmen eines Insolvenzverfahrens

AbschlieBend danken wir unseren
Lesern und unseren Mandanten
nochmals flr die Treue und das
entgegen gebrachte Vertrauen. Wir
im letzten Jahr auch haben wir je
Akte einen Euro zuriick gelegt und
den aufgerundeten Betrag fir ge-
meinnitzige Zwecke gespendet. In
diesem Jahr war der Verein Arzte
ohne Grenzen der NutznieBer, fur
den Arzte unentgeltlich wieder in
aller Welt tatig waren, um humani-
tére Hilfe zu leisten.

Es grift herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

angeordnet wurde (Beschluss vom
10.10.2013, IX ZB 197/11).

Konkludente Abnahme des
Architektenwerks

Eine konkludente Abnahme des
Architektenwerks kann nach einem
Urteil des BGH darin liegen, dass
der Bauherr nach Fertigstellung der
Leistung und Bezug der Immobilie
sowie Ablauf einer Priffrist von
sechs Monaten keine Méngel der
Architektenleistung  rigt  (Urteil
vom 26.9.2013, VII ZR 220/12).

Keine Verjahrungsabkirzung
Uber AGB des Ingenieurs

Die in AGB eines Ingenieurs enthal-
tene Verkirzung der Verjéhrungs-
frist fir Planungs- und Uberwa-
chungsleistungen auf zwei Jahre hat
der BGH im Urteil vom 10.10.2013
als unwirksam eingestuft (VIlI _ZR
19/12).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen der Mietsache verjähren
in sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem er die Mietsache zurückerhält. Mit der
Verjährung des Anspruchs des Vermieters auf Rückgabe der Mietsache verjähren auch seine Ersatzansprüche.


Immobilienrecht
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Kein Ersatz von Finanzierungskosten bei unwirksamen Bautrégervertrag
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Mit Urteil vom 27.9.2013 fiihrte
der BGH seine Rechtsprechung
zur Begrenzung der Bindungs-
frist in Immobilienkaufvertragen
(Urteil vom 11.6.2010, V ZR
85/09 — ZIV 2010, 50) fort.

Der Kéufer gab mit notarieller
Erklarung vom 17.8.2004 ein
Angebot auf Abschluss eines
Kaufvertrages (ber eine noch zu
sanierende Wohnung mit einem
Kaufpreis von 103.000 € ab. In
dem vom Bautrager vorformu-
lierten Angebot war eine Binde-
frist bis zum 31.12.2004 vorge-
sehen.

Der Bautrager nahm das Ange-
bot mit notarieller Urkunde vom
18.10.2004, also innerhalb der
Bindefrist an. Einige Jahre spa-
ter, als der Kaufer langst als
Eigentlimer im Grundbuch ein-
getragen war, forderte der Kau-
fer den Bautrdger auf, einer
Rickauflassung Zug um Zug
gegen Rickzahlung des Kauf-
preises zuzustimmen. Als sich
der Bautrdger weigerte, klagte
der Wohnungské&ufer.

Neben dem Kaufpreis verlangte
der Kdaufer den Ersatz seiner
Finanzierungskosten von rund
37.000 € unter Abzug der von
ihm in der Zeit erzielter Miet-
einnahmen von gut 10.000 €.
Von letzteren setzte er noch die
nicht umlagefahigen (Verwal-
tungs-) Kosten ab. Das Landge-

richt NuUrnberg-Flrth gab der
Klage statt. Auf die Berufung
des Bautragers hin wurde das
Urteil insoweit abgeéndert, als
dass dem Kéufer die Finanzie-
rungskosten nicht mehr zuge-
sprochen wurden. Sowohl Bau-
trager als auch Kaufer legten
Revision zum BGH ein.

Der BGH flihrte in seinem Urteil
aus, dass der Kaufer einen An-
spruch auf Rickzahlung des
Kaufpreises nach § 812 Abs. 1
Satz 1 Alt. 1 BGB gegen den
Bautréger habe. Der Bautréger
habe das Angebot des Kaufers
vom 17.8. mit der Urkunde vom
18.10. nicht rechtzeitig ange-
nommen. Es sei zu diesem Zeit-
punkt bereits erloschen gewesen,
§ 146 BGB. Die im Angebote
enthaltene Bindefrist von vier
Monaten und zwei Wochen hétte
den Kaufer unangemessen lange
in seiner Dispositionsfreiheit
beeintréachtigt. Sie sei nach § 308
Nr. 1 BGB unwirksam, weil sie
wesentlich Uber den in § 147
Abs. 2 BGB bestimmten Zeit-
raum hinaus gehe. Bei finanzier-
ten und beurkundungsbeddirfti-
gen Vertrédgen Uber den Erwerb
einer fertig gestellten Eigen-
tumswohnung, deren Abschluss
eine Bonitatsprifung vorausge-
he, sah der V. Zivilsenat im
Urteil vom 11.6.2010 (V ZR
85/09 — ZIV 2010, 50) eine Frist
fiir den Eingang einer Annahme-
erklarung von vier Wochen als
angemessen an. Auch wenn der
Bautrdager weitere zeitliche As-
pekte in seine Entscheidung
einzustellen habe, sei eine Ver-
langerung dieser formulierten
Grenzen in diesem Fall nicht
angezeigt. Der K&ufer einer
Wohnung konne eine Annahme
binnen vier Wochen erwarten.

Es konne nach der Verkehrsan-
schauung nicht davon ausgegan-
gen werden, dass ein Bautrager
typischerweise beabsichtigte,
erst dann (ber die Annahme des
Angebotes zu entscheiden, wenn
ihm auch fur einen Grofteil der
tbrigen Einheiten des Baupro-
jektes bindende Angebote vorla-
gen. Ob die Realisierung eines
Bauprojektes eine solche Platzie-
rungsphase erfordere, hdnge von
den Umstanden des Einzelfalles,
insbesondere aber von der Fi-
nanzkraft des Bautragers und
den Vermarktungschancen des
Vorhabens, ab. Aber auch bei
Vorhaben, denen eine solche
Phase vorausginge, sei das Inte-
resse des Bautrédgers an einer
langeren Bindung nicht durch-
gangig und damit typischerweise
verbunden. Sei etwa die Finan-
zierung bei einer Verkaufsquote
von z.B. 60% gesichert und die-
se Quote erreicht, entfiele das
Interesse bei allen nachfolgen-
den Angeboten. Eine andere
Bewertung sei auch nicht durch
die Tatsache veranlasst, dass das
Vorhaben den steuerlichen Be-
sonderheiten des 8§ 7i EStG
unterworfen sei und die Sanie-
rungsarbeiten erst nach dem
Verkauf aller Wohneinheiten im
Objekt héatte begonnen werden
konnen.

Der BGH fihrt weiter aus, dass
es Konstellationen geben koénne,
die ausnahmsweise ein schutz-
wirdiges Interesse des Bautra-
gers fir eine l&ngere Bindefrist
begriindeten. Mehr als drei Mo-
nate seien aber in keinem Fall
angemessen.

Der Kaufer habe daher aus Be-

reicherungsrecht Anspruch auf
Ruckzahlung des gezahlten
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Schultze
Kommentar zu Text
Der Antrag erlischt, wenn er dem Antragenden gegenüber abgelehnt oder wenn er nicht diesem gegenüber nach
den §§ 147 bis 149 rechtzeitig angenommen wird.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der einem Abwesenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in welchem
der Antragende den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umständen erwarten darf.

Schultze
Kommentar zu Text
1Bei einem im Inland belegenen Gebäude, das nach den jeweiligen landesrechtlichen
Vorschriften ein Baudenkmal ist, kann der Steuerpflichtige abweichend von § 7
Abs. 4 und 5 im Jahr der Herstellung und in den folgenden sieben Jahren jeweils
bis zu 9 Prozent und in den folgenden vier Jahren jeweils bis zu 7 Prozent der
Herstellungskosten für Baumaßnahmen, die nach Art und Umfang zur Erhaltung des
Gebäudes als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich sind,
absetzen


Kaufpreises. Der Anspruch sei
auch nicht verjahrt, weil vorlie-
gend die lange Frist des & 196
BGB von 10 Jahren einschlégig
sei. Ferner sei der Anspruch
nicht nach § 814 BGB ausge-
schlossen. Der Kéufer habe nach
der Annahme nicht erkannt, dass
der Kaufvertrag tatsachlich nicht
zustande gekommen war. Er
zahlte daher vermeintlich auf
eine bestehende Schuld.

Mietrecht
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Die Revision des Kéufers wurde
ebenfalls als unbegriindet zurlick
gewiesen. Im Rahmen der anzu-
wendenden Saldotheorie seien
die rlckabzuwickelnden wirt-
schaftlichen Vor- und Nachteile
zu saldieren. Nur der Saldo aus
Kaufpreis und erzielten Mieten
(abzuglich nicht umlagefahiger
Kosten) sei daher Gegenstand
der begriindeten Klage. Die Fi-
nanzierungskosten koénnten bei

dieser Saldierung keine Berlck-
sichtigung finden. Sie bildeten
das Entreicherungsrisiko des
Kéufers ab, dass er allein zu
tragen habe (BGH-Urteil vom
6.12.1991, V ZR 311/89, BGHZ
154, 52, 54). Unbeachtlich sei
dessen Einwand, dass er die
Mietertrage ohne die Finanzie-
rung nicht hatte erzielen kdnnen
(V ZR 52/12).

Bunte Wande sind generell unzuléssig

Uber

Singuldre  Vorstellungen
eine attraktive Farbgestaltung
kénnen dem Mieter auch ohne
Farbwahlklausel teuer zu stehen
kommen. Die Mieter hatten im

Gerichtssprengel des Amitsge-
richts Friedberg (Hessen) eine
Doppelhaushélfte  angemietet.
Wéhrend der Mietzeit dekorier-
ten sie die in weiller Farbe frisch
renoviert tbernommene Doppel-
haushélfte in kraftigen Farben
(rot, gelb und blau) um. Nach
nur rund zweieinhalb Jahren
zogen sie aus. Einen Anderungs-
bedarf erkannten die Mieter
nicht. Das mag auch daran gele-
gen haben, dass die vom Ver-
mieter vorgesehene Schonheits-
reparaturklausel unwirksam war.
Auch die im Vertrag vorgesehe-
ne Abgeltungsklausel war in der
Folge hinfallig.

Der Vermieter wandte rund
3.600 € auf, um die Mietsache
wieder in den vorherigen Zu-
stand zu versetzen. Er Kklagte
gegen die ehemaligen Mieter auf
Schadensersatz und gewann alle
drei Instanzen hindurch. Der
BGH fiihrte in seinem Urteil
vom 6.11.2013 aus, dass dem
Vermieter ein Schadensersatzan-
spruch nach 88 535, 280 Abs. 1,
241 Abs. 2, 242 BGB zustiinde.
Zwar sei die farbliche Gestal-
tung der Mietrdume wahrend der
Dauer des Mietverhéltnisses dem
Mieter (berlassen. Eine auch
ungewohnliche  Farbgestaltung
gehére damit zum vertragsge-
méalen Gebrauch der Mietsache
(BGH-Urteil vom 18.6.2008, VII
ZR 224/07 — ZIV 2008, 44). Der
Vermieter habe indessen ein
Interesse daran, die Wohnung
bei Beendigung des Mietverhalt-
nisses in einem Dekorationszu-
stand zurlick zu erhalten, der
dem Geschmack eines grdReren
Interessentenkreises entsprache
und so einer baldigen Weiter-
vermietung nicht entgegen stehe
(BGH-Urteil vom 22.2.2012,
VIl ZR 205/11 - ZIV 2012, 15).
Der Mieter verletze daher seine
Pflicht zur Rucksichtnahme nach
§ 241 Abs. 2, § 242 BGB, wenn

er die in neutraler Dekoration
Ubernommen Wohnung bei Mie-
tende in einem Zustand zuriick-
gebe, die von vielen Mietinteres-
senten nicht akzeptiert werde.

Der Schaden des Vermieters
bestlinde darin, dass er die fir
breite Mieterkreise nicht akzep-
table Art der Dekoration beseiti-
gen musse. Um die Beseitigung
von  Abnutzungserscheinungen
gehe es bei dem Ersatz des
Schadens nicht. Die MaRnahmen
zur Beseitigung des Schadens
stellten daher auch keine Schon-
heitsreparaturen im Rechtssinne
dar. Das zeige schon die einfa-
che Uberlegung, dass der Scha-
den auch dann bestliinde, wenn
der Mieter bei Beendigung des
Mietverhéltnisses seiner falligen
Schoénheitsreparaturverpflich-
tung nachgekommen sei, er die
Wohnung aber in ungewdhnli-
chen Farben gestrichen habe.
Indessen sei bei der Bemessung
des Schadens im Wege der Vor-
teilsausgleichung die Kosten flr
die Beseitigung der Abnutzungs-
erscheinungen in Abzug zu brin-
gen, die auf einem vertragsge-
méRen Mietgebrauch beruhten
(sogenannter Abzug ,neu” fir
»alt), VI ZR 416/12.
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Schultze
Kommentar zu Text
Ansprüche auf Übertragung des Eigentums an einem Grundstück sowie auf Begründung, Übertragung oder
Aufhebung eines Rechts an einem Grundstück oder auf Änderung des Inhalts eines solchen Rechts sowie die
Ansprüche auf die Gegenleistung verjähren in zehn Jahren.

Schultze
Kommentar zu Text
Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete kann nicht zurückgefordert werden, wenn der
Leistende gewusst hat, dass er zur Leistung nicht verpflichtet war, oder wenn die Leistung einer sittlichen Pflicht
oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprach.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch
entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten
hat.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und
Interessen des anderen Teils verpflichten.

Schultze
Kommentar zu Text
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die
Verkehrssitte es erfordern.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch der Mietsache während der
Mietzeit zu gewähren. Der Vermieter hat die Mietsache dem Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch
geeigneten Zustand zu überlassen und sie während der Mietzeit in diesem Zustand zu erhalten. Er hat die auf der
Mietsache ruhenden Lasten zu tragen.
(2) Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter die vereinbarte Miete zu entrichten.
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Verabschiedung des qualifizierten Mietspiegels

Mit Urteil vom 6.11.2013 hat
sich der BGH abermals mit den
Voraussetzungen und Grenzen
von qualifizierten Mietspiegeln
auseinander gesetzt. Er fihrte
dabei die kritische Rechtspre-
chung im Urteil vom 21.11.2012
(VI ZR 46/12 — ZIV 2013, 5)
fort. Ein Vermieter in Berlin
erhéhte die Miete mit Schreiben
vom 28.1.2010 unter Bennen-
nung von sechs Vergleichswoh-
nungen von 4,34 €/m? auf 4,89
€/m?. Das Mieterhdhungsverlan-
gen enthielt auch Angaben zum
Berliner Mietspiegel 2009.

Als der Mieter die Zustimmung
verweigerte, klagte der Vermie-
ter und verlor die ersten beiden
Instanzen. Das Berufungsgericht
fuhrte im Urteil aus, dass die
Kammer nicht auf das Begrin-
dungsmittel beschrénkt sei, auf
das sich der Vermieter bei seiner
Erhoéhungserklarung gestitzt
habe. Der Berliner Mietspiegel
sei ein qualifizierter Mietspiegel,
so dass es eine Vermutungswir-
kung flr die Abbildung der orts-
ublichen Miete gébe. In Anwen-
dung des Mietspiegels falle die
Wohnung in das Mietspiegelfeld
12, so dass sich ein Mietzins
ergebe, der noch unter der aktu-
ell geschuldeten Miete liege.

Auf die Revision des Vermieters
hin hob der Bundesgerichtshof
das Urteil auf. Richtig sei noch
die Feststellung, dass das Miet-
erh6hungsverlangen des Vermie-
ters ordnungsgemal nach § 558a
BGB begrundet worden sei. Der
Vermieter habe sich zur Begriin-
dung der angestrebten Mieterho-
hung auf die Benennung von
sechs Vergleichswohnungen

gestltzt und — seine Eignung als
qualifizierten Mietspiegel unter-
stellend — zusétzlich die im Ber-
liner Mietspiegel 2009 vorgese-
henen Angaben zur Wohnung
mitgeteilt (§ 558a Abs. 3 BGB).

Voraussetzung fir das Eingrei-
fen der gesetzlichen Vermutung
des 8 558d Abs. 3 BGB sei, dass
der vom Gericht herangezogene
Mietspiegel die Voraussetzun-
gen der gesetzlichen Regelung
hierfur unstreitig, offenkundig (8
291 ZPO) oder nachweislich
erfille. Auf die Prifung dieser
Voraussetzungen kdénne nicht
schon deswegen verzichtet wer-
den, weil der Mietspiegel von
seinem Ersteller als qualifizierter
Mietspiegel bezeichnet werde
oder von der Gemeinde und/oder
von den Interessenvertretern der
Mieter und der Vermieter als
solcher anerkannt und veroffent-
licht worden sei.

Bestreite eine Partei, dass der
Mietspiegel die erforderlichen
Voraussetzungen fiir die Einord-
nung als qualifizierter Mietspie-
gel habe, dann sei den gegentei-
ligen Beweisantritten hierzu vom
Gericht nachzugehen. Indessen
genuge es regelméRig nicht, dass
eine Partei die Ansétze des Miet-
spiegels mit Nichtwissen bestrei-
te, dies auch insbesondere dann,
wenn die Informationen zur
Datenerhebung allgemein zu-
ganglich seien.

Das Gericht hatte sonach dem
Einwand des Vermieters nach-
gehen missen. Dieser hatte ein-
gewandt, dass der Mietspiegel
nicht nach anerkannten wissen-
schaftlichen Grundsatzen erstellt

worden sei. Die Einordnung der
Wohngebiete im Berliner Miet-
spiegel beruhe nicht auf Uber-
prufbaren anerkannten Erhebun-
gen, sondern auf willkirlichen
Einteilungen in drei Wohnlagen:
»einfach®, | mittel” und ,,gut”. So
sei die in Minchener Mietspie-
gel vorgesehene Kategorie ,,bes-
te Wohnlage* gar nicht vorgese-
hen. Im besonders beliebten
Innenstadtgebiet  (Berlin-Mitte)
der Stadt wiirden aktuell deutlich
hohere Mieten erzielt, als der
Hochstwert des Berliner Miet-
spiegels ausweise. Dies werde
exemplarisch auch dadurch be-
legt, dass von 42 Wohnungen im
Bestand des Kléagers nur vier
innerhalb der im einschldgigen
Mietspiegelfeld ausgewiesenen
Spanne lagen.

Damit, so die Richter des Miet-
rechtssenates weiter, habe der
Klager die Richtigkeit und Re-
prasentativitdit des dem Miet-
spiegel  zugrunde  gelegten
Datenmaterials substantiiert in
Frage gestellt. Da das Beru-
fungsgericht sich mit diesen
Einwédnden in seinen Urteils-
grinden nicht auseinanderge-
setzt habe, sei das Urteil aufzu-
heben und die Sache zur erneu-
ten Verhandlung zurlick zu ver-
weisen. Der VIII. Zivilsenat sah
sich nicht imstande, selbst eine
abschlieende Entscheidung zu
treffen, da die in der Klage be-
nannten sechs Wohnungen eine
zu kleine Datengrundlage fur
eine Beweiserhebung und damit
fir richterliche Uberzeugungs-
bildung darstellten, (VI _ZR
346/12).
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Enthält ein qualifizierter Mietspiegel (§ 558d Abs. 1), bei dem die Vorschrift des § 558d Abs. 2 eingehalten ist,
Angaben für die Wohnung, so hat der Vermieter in seinem Mieterhöhungsverlangen diese Angaben auch dann
mitzuteilen, wenn er die Mieterhöhung auf ein anderes Begründungsmittel nach Absatz 2 stützt.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Ist die Vorschrift des Absatzes 2 eingehalten, so wird vermutet, dass die im qualifizierten Mietspiegel
bezeichneten Entgelte die ortsübliche Vergleichsmiete wiedergeben.

Schultze
Kommentar zu Text
Tatsachen, die bei dem Gericht offenkundig sind, bedürfen keines Beweises.


SCHULTZE':E

RECHTSANWALTE

Vorwegabzige als formeller Mangel der Betriebskostenabrechnung

Einmal mehr setzte sich der
BGH im Urteil vom 9.10.2013
zur Frage des Vorliegens eines
formellen Mangels der Betriebs-
kostenabrechnung wegen Vor-
wegabzligen auseinander. Ein
Berliner Mieter wandte sich
nach Belegeinsicht gegen die
formelle Wirksamkeit der ihm
erteilten  Betriebskostenabrech-
nung. Die Abrechnung sei in den
Positionen Hauswart, Schorn-
steinfeger und Wasser/Abwasser
formell rechtswidrig, weil sie die
flr die jeweilige Wirtschaftsein-
heit angefallenen Gesamtkosten
nicht ausweise. Die Belegein-
sicht hétte ergeben, dass die
Gesamtkosten hoher sein, als in
der Abrechnung eingestellt. Das
Amtsgericht wies die Klage der
Vermieterin ab. Die Berufung
hatte keinen Erfolg, dafir aber
die Revision zum BGH.

Der Wohnraummietsenat fiihrte
in seinem Urteil aus, dass die
erteilte  Betriebskostenabrech-
nung entgegen der Ansicht der
Vorinstanzen formell ordnungs-
gemalRe erstellt worden sei.
Formell ordnungsgemal sei die
Abrechnung nach der Rechtspre-
chung des Senates bereits dann,
wenn sie den allgemeinen An-
forderungen des § 259 BGB
entsprache, weil sie eine geord-
nete Zusammenstellung von
Einnahmen und Ausgaben ent-
halte. Dies richte sich danach, ob
ein Mieter in der Lage sei, die
zur Verteilung ansehenden Kos-
tenpositionen zu erkennen und
anhand des ihm mitgeteilten
VerteilerschlUssels den auf ihn

entfallenden Anteil an diesen
Kosten rechnerisch nachzupri-
fen. Hiernach mussten bei Ge-
b&uden mit mehreren Wohnein-
heiten  regelmélig  folgende
Mindestangaben gemacht wer-
den: eine Zusammenstellung der
Gesamtkosten, die Angabe und —
soweit erforderlich — Erlauterung
der zugrunde gelegten Verteiler-
schlussel, die Berechnung des
Anteils des Mieters und der Ab-
zug seiner Vorauszahlungen.

Richtig festgestellt habe das
Berufungsgericht, dass nach der
Rechtsprechung des BGH die
Gesamtkosten einer  Abrech-
nungsposition — aus formellen
Griinden — auch dann vollstandig
anzugeben sei, wenn einzelne
Kostenanteile nicht umlageféhig
seien. Es geniige nicht, nur die —
um die nicht umlageféhigen
Anteile — bereinigten Kosten
anzugeben. Dem Mieter miisse
vielmehr ersichtlich sein, ob und
in welcher Hohe nicht umlage-
fahige Kosten vorab abgesetzt
worden seien (BGH-Urteil vom
31.10.2007, VI ZR 261/06 —
ZIV 2007, 72, BGH-Urteil vom
28.5.2008, VIII ZR 261/07 -
ZIV 2008, 29, BGH-Urteil vom
14.2.2007, VIII ZR 1/06 — ZIV
2008, 13). Die Rechtsprechung
fihre dazu, dass eine fir sich
genommen nachvollziehbare
Abrechnung im Nachhinein als
aus formellen Grinden unwirk-
sam behandelt werde, wenn
durch Einsicht in die Belege
offenbar werde, dass der Ver-
mieter Vorwegabziige vorge-
nommen habe.

Die streitgegenstandliche Ab-
rechnung enthalte indessen keine
unzuldssigen Vorwegabziige.
Das Hauswartunternehmen habe
zwar fur mehrere Hauser der
Vermieterin eine Gesamtabrech-
nung erteilt. Die auf das Haus, in
dem der Mieter wohne, entfal-
lenden Kosten, seien hingegen
schon in der Rechnung geson-
dert ausgewiesen. In diesem Fall
konne der Vermieter diesen Be-
trag ansetzen und musse nicht
die Gesamtsumme der Abrech-
nungseinheit ausweisen. Bezliig-
lich der Schornsteinfegerkosten
habe die Mieterin nicht gertigt,
dass ein Vorwegabzug vorge-
nommen worden sei. Sie habe
nur gerugt, dass die Summe der
Belege einen hoheren Betrag
auswiesen, als in der Abrech-
nung eingestellt sei. Dies ware
indessen ein materieller Mangel,
den das Berufungsgericht hatte
aufklaren missen. Bei den Kos-
ten flir Wasser/Abwasser wiede-
rum sei in der Abrechnung ein
pauschaler Abzug von 5% vor-
genommen worden. Es liege
mithin kein interner Rechen-
schritt vor, der zur formellen
Unwirksamkeit flhre. Der Mie-
ter kénnen vielmehr bereits der
Abrechnung entnehmen, dass
und wie viel von der Position in
Abzug gebracht werde. Zur wei-
teren Aufklarung des Sachver-
haltes unter Berlcksichtigung
der Rechtsauffassung des Sena-
tes wurde daher der Rechtsstreit
an das Berufungsgericht zurlick
verwiesen (VI ZR 22/13).

Kundigungsbeschrankungen gelten auch gegentiber dem Erwerber

Enthélt der Mietvertrag eine
Beschrédnkung des vermietersei-
tigen Kindigungsrechts, trifft

dies den Erwerber der Mietsache
auch dann, wenn die Beschran-
kung namentlich auf den Verau-

Rerer zugeschnitten ist. Im Miet-
vertrag war folgende Klausel
vereinbart worden: Die D. (Na-
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer verpflichtet ist, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben verbundene Verwaltung Rechenschaft
abzulegen, hat dem Berechtigten eine die geordnete Zusammenstellung der Einnahmen oder der Ausgaben
enthaltende Rechnung mitzuteilen und, soweit Belege erteilt zu werden pflegen, Belege vorzulegen.
(2) Besteht Grund zu der Annahme, dass die in der Rechnung enthaltenen Angaben über die Einnahmen nicht
mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht worden sind, so hat der Verpflichtete auf Verlangen zu Protokoll an Eides
statt zu versichern, dass er nach bestem Wissen die Einnahmen so vollständig angegeben habe, als er dazu
imstande sei.
(3) In Angelegenheiten von geringer Bedeutung besteht eine Verpflichtung zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung nicht.


me der Vermieterin) wird das
Mietverhaltnis grundsatzlich
nicht auflésen. Sie kann jedoch
in besonderen Ausnahmefallen
das Mietverhdltnis schriftlich
unter Einhaltung der gesetzli-
chen Fristen kindigen, wenn
wichtige berechtigte Interessen
der D. (Name der Vermieterin)
eine Beendigung des Mietver-
haltnisses notwendig machen.

Die Vermieterin verkaufte das
gesamte Haus an die Erwerber.
Diese kiundigten das Mietver-
héltnis wegen Eigenbedarfs und
hilfsweise auf der Grundlage der
erleichterten Kundigung nach 8§
573a BGB. Das Amtsgericht

SCHULTZE':E

RECHTSANWALTE

wies die R&umungsklage ab. Das
Landgericht hob das Urteil auf
und gab der Klage statt, weil die
Voraussetzungen der erleichter-
ten Kindigung vorlagen. Das
Haus werde nur von Erwerbern
und Mieterin bewohnt. Die Re-
vision zum BGH hatte Erfolg.

Der VIII. Zivilsenat fiihrte im
Urteil vom 16.10.13 zur Be-
grindung aus, dass die Erwerber
nach § 566 BGB in den Mietver-
trag mit der Klausel zur Kindi-
gungsbeschrankung eingetreten
seien. Unbeachtlich sei dabei,
dass die Beschrankung auf den
Namen der Vorvermieterin zu-
geschnitten sei. Sie gelte auch

fir die neuen Vermieter. Damit
sei die erleichterte Kindigung
nach § 573a BGB vollstandig
ausgeschlossen. Eine Eigenbe-
darfskiindigung sei  dagegen
grundsétzlich nicht ausgeschlos-
sen. Indessen sei das ,,berechtig-
te Interesse* nicht schon durch
den Eigenbedarf gegeben, son-
dern es missten zudem die im
Vertrag formulierten besonderen
Voraussetzungen vorliegen. Der
Rechtsstreit wurde daher zum
Landgericht  zurtickverwiesen,
um das Vorliegen dieser VVoraus-
setzungen zu prifen (VI ZR
57/13).

Kein Vorkaufsrecht beim Verkauf eines ungeteilten Mietshauses

Die Vermieterin war Eigentlime-
rin eines ungeteilten Mietshau-
ses. Nachdem das Landratsamt
die Abgeschlossenheitsbeschei-
nigung erteilt hatte, verkaufte die
Vermieterin die noch ungeteilte
Immobilie. Die Erwerber lielen
noch am selben Tag eine Tei-
lungsvereinbarung nach § 3
WEG beurkunden. Eine Mieterin
Ubte daraufhin das Vorkaufs-
recht unter Berufung auf die

gesetzliche Regelung in 8 577
BGB aus. Als die tbrigen Betei-
ligten das Bestehen eines Vor-
kaufsrechts bestritten, klagte die
Mieterin gegen ihre Vermieterin
auf Feststellung, dass sie wirk-
sam ihr Vorkaufsrecht ausgeiibt
habe. Sie verlor durch alle drei
Instanzen. Der BGH fihrte im
Urteil vom 22.11.3013 aus, dass
nach der gesetzlichen Regelung
ein Vorkauf nur bestiinde, wenn

der Verkauf der vermieteten
Wohnung nach Aufteilung erfol-
ge, nicht aber, wenn die Auftei-
lung nach dem Verkauf erfolge.
Eine Ausnahme sei nur dann
gegeben, wenn sich der Verkau-
fer zur Aufteilung im Kaufver-
trag verpflichtet habe. Das sei
indessen nicht erfolgt (V_ZR
96/12).

Verspatete Raumung des Untermieters ist keine Vertragsverletzung

Ein Mieter in Berlin vermietete
seine Wohnung unter. Als der
Vermieter die  Untervermie-
tungserlaubnis widerrief, betrieb
der Mieter bereits von sich aus
einen R&umungsprozess gegen
seine Untermieter, die sich wei-
gerten auszuziehen.

Der Vermieter kundigte fristlos
und klagte seinerseits auf Rau-
mung gegen den Hauptmieter.
Das Amitsgericht wies die Rdu-

mungsklage ab. Das Landgericht
hob das Urteil auf und gab der
Raumungsklage statt. Die Rich-
ter des VIII. Zivilsenates hoben
ihrerseits das Berufungsurteil auf
und wiesen die Klage ab. Der
Mieter habe keine Pflichten aus
dem Mietvertrag verletzt, die zu
einer Kindigung des Mietver-
haltnis berechtigen wirde. Der
Hauptmieter habe schon vor
seiner Kindigung seinerseits
gekindigt und die sich hieraus

ableitenden Rechte gerichtlich
zur  Durchsetzung  betrieben.
Mehr kénne nicht verlangt wer-
den. Auch der mit dem Unter-
mieter geschlossene Raumungs-
vergleich mit einer R&umungs-
frist von fast 3 Monaten stelle
keine Vertragsverletzung dar, da
bei einer Fortsetzung des Ver-
fahrens eine Raumung nicht
deutlich friher hatte erreicht
werden konnen, Urteil vom
4.12.2013 (VIII ZR 5/13).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Mietverhältnis über eine Wohnung in einem vom Vermieter selbst bewohnten Gebäude mit nicht mehr als
zwei Wohnungen kann der Vermieter auch kündigen, ohne dass es eines berechtigten Interesses im Sinne des §
573 bedarf. Die Kündigungsfrist verlängert sich in diesem Fall um drei Monate.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Mietverhältnis über eine Wohnung in einem vom Vermieter selbst bewohnten Gebäude mit nicht mehr als
zwei Wohnungen kann der Vermieter auch kündigen, ohne dass es eines berechtigten Interesses im Sinne des §
573 bedarf. Die Kündigungsfrist verlängert sich in diesem Fall um drei Monate.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Soll der Mieter nach dem Mietvertrag den gemieteten Wohnraum gewerblich einem Dritten zu Wohnzwecken
weitervermieten, so tritt der Vermieter bei der Beendigung des Mietverhältnisses in die Rechte und Pflichten aus
dem Mietverhältnis zwischen dem Mieter und dem Dritten ein. Schließt der Vermieter erneut einen Mietvertrag
zur gewerblichen Weitervermietung ab, so tritt der Mieter anstelle der bisherigen Vertragspartei in die Rechte
und Pflichten aus dem Mietverhältnis mit dem Dritten ein.
(2) Die §§ 566a bis 566e gelten entsprechend.
(3) Eine zum Nachteil des Dritten abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Werden vermietete Wohnräume, an denen nach der Überlassung an den Mieter Wohnungseigentum
begründet worden ist oder begründet werden soll, an einen Dritten verkauft, so ist der Mieter zum Vorkauf
berechtigt. Dies gilt nicht, wenn der Vermieter die Wohnräume an einen Familienangehörigen oder an einen
Angehörigen seines Haushalts verkauft. Soweit sich nicht aus den nachfolgenden Absätzen etwas anderes ergibt,
finden auf das Vorkaufsrecht die Vorschriften über den Vorkauf Anwendung.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Das Miteigentum (§ 1008 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) an einem Grundstück
kann durch Vertrag der Miteigentümer in der Weise beschränkt werden, daß jedem der
Miteigentümer abweichend von § 93 des Bürgerlichen Gesetzbuchs das Sondereigentum an
einer bestimmten Wohnung oder an nicht zu Wohnzwecken dienenden bestimmten Räumen in
einem auf dem Grundstück errichteten oder zu errichtenden Gebäude eingeräumt wird.
(2) Sondereigentum soll nur eingeräumt werden, wenn die Wohnungen oder sonstigen Räume
in sich abgeschlossen sind. Garagenstellplätze gelten als abgeschlossene Räume, wenn
ihre Flächen durch dauerhafte Markierungen ersichtlich sind.


Gewerbemietrecht
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Teilktindigung bei gewerblicher Zwischenvermietung mehrerer WEG-Wohnungen

Eine Freiburger Ersteherin einer
Wohnung hat sich die Eigenbe-
darfskiindigung sicherlich leich-
ter vorgestellt, als sie den Zu-
schlag des Vollstreckungsge-
richts im Rahmen der Zwangs-

versteigerung im April 2011
erhielt. Mieter dieser und weite-
rer Wohnungen war ein gewerb-
licher Zwischenmieter, der die
Wohnungen zum Betrieb einer
Seniorenwohnanlage (,,betreutes
Wohnen) nutzte. Endmieter
waren die Eheleute F, die die
Wohnung seit 2008 bewohnten.
Die Ersteherin kiindigte dem
gewerblichen  Zwischenmieter
mit Schreiben vom 21.4.2011
zum 31.7.2011. Sie berief sich
dabei auf das Sonderkindi-
gungsrecht des Erstehers nach §
57a ZVG und auf Eigenbedarf.
Nachdem der gewerbliche Zwi-
schenmieter der Kindigung wi-
dersprochen hatte, erhob die
Ersteherin Rdumungsklage, mit
der sie sich auch beim Amts-
und Landgericht durchsetzte.
Der BGH hob beide Urteile mit
Urteil vom 30.10.2013 auf und
wies die Klage ab.

Zutreffend sei das Berufungsge-
richt davon ausgegangen, dass
der Ersteherin ein Sonderkindi-
gungsrecht nach 8§ 57a ZVG

zustehe. Dem liege die gesetzge-
berische Uberlegung zugrunde,
dass bei der Zwangsversteige-
rung die Interessen des Mieters
grundsatzlich denen des Real-
kredits untergeordnet werden
missten. Denn von Mietern ge-
nutzte Grundstiicke wirden sich
ohne das Sonderkiindigungsrecht
i.d.R. schlechter versteigern
lassen und darum weniger gern
beliehen. Durch den Zuschlag
werde kraft staatlichem Hoheits-
aktes Eigentum verliehen, wobei
dieser Verleihungsakt grundsétz-
lich zu den im Zwangsversteige-
rungsgesetz geregelten Bedin-
gungen, mithin unter Einschluss
des in § 57a ZVG normierten
Sonderkiindigungsrechts als
einer gesetzlichen Versteige-
rungsbedingung erfolge. Damit
Uberlagerten  die  offentlich-
rechtlichen  Vorschriften des
Zwangsversteigerungsgesetzes
insoweit das Zivilrecht.

Die Kindigung sei vorliegend
auch nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass faktisch eine Teilkin-
digung erfolge, weil der gewerb-
liche Zwischenmieter mit einem
einheitlichen Mietvertrag mehre-
re Wohnungen und damit auch
die versteigerte Wohnung ange-
mietet habe. Grundsétzlich sei
eine Teilkiindigung zwar nicht
moglich ~ (BGH-Urteil  vom
12.10.2011, VII ZR 251/10,
ZIV 2011, 57). Anders sei dies
jedoch vorliegend, weil auch
insoweit die Offentlich-
rechtlichen  Regelungen  des
Zwangsversteigerungsrechts das
Mietrecht Uberlagerten. Flr eine

Kindigung eines Teils einer
verpachteten Flache habe das
Reichsgericht bereits in diesem
Sinne entschieden und eine Teil-
kiindigung fur zuléssig erachtet
(RGZ 124, 195 ff).

Der Mieter als Beteiligter nach §
9 ZVG konne abweichende Ver-
steigerungsbedingungen nach §
59 Abs. 1 ZVG beantragen und
sich so unter bestimmten Um-
standen vor einer Kindigung
nach § 57a ZVG schiitzen. Nur
dann, wenn es bei doppeltem
Ausgebot nach § 59 Abs. 2 ZVG
zu keinem oder nur zu einem
geringeren Gebot auf das geén-
derte Ausgebot und in der Folge
zum Zuschlag auf die gesetzli-
che Aufgebotsform komme,
bleibe es beim Sonderkindi-
gungsrecht nach § 57a ZVG.

Das Raumungsurteil sei aber
gleichwohl fehlerhaft, weil der
gewerbliche Zwischenerwerber
gar nicht in der Lage sei, die
Wohnung gerdumt herauszuge-
ben. Zwar sei sein Mietverhalt-
nis mit dem jeweiligen Eigenti-
mer der Wohnung durch die
Kiindigung beendet worden. Die
Ersteherin sei aber nach § 565
BGB in das Mietverhéltnis zwi-
schen gewerblichen Zwischen-
mieter und den Eheleuten F mit
der Kiindigung eingetreten. Auf-
grund des bestehenden Mietver-
héltnisses sei der (vormalige)
gewerbliche Zwischenvermieter
rechtlich nicht zur Herausgabe
imstande (X11 ZR 113/12).
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Schultze
Kommentar zu Text
Der Ersteher ist berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der
gesetzlichen Frist zu kündigen. Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn sie nicht für
den ersten Termin erfolgt, für den sie zulässig ist.

Schultze
Kommentar zu Text
Der Ersteher ist berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der
gesetzlichen Frist zu kündigen. Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn sie nicht für
den ersten Termin erfolgt, für den sie zulässig ist.

Schultze
Kommentar zu Text
Der Ersteher ist berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der
gesetzlichen Frist zu kündigen. Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn sie nicht für
den ersten Termin erfolgt, für den sie zulässig ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Sofern nicht feststeht, ob das Recht durch die Abweichung beeinträchtigt wird, ist
das Grundstück mit der verlangten Abweichung und ohne sie auszubieten.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Jeder Beteiligte kann spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten eine von den gesetzlichen Vorschriften abweichende Feststellung
des geringsten Gebots und der Versteigerungsbedingungen verlangen. Der Antrag kann
spätestens zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt zurückgenommen werden. Wird durch die
Abweichung das Recht eines anderen Beteiligten beeinträchtigt, so ist dessen Zustimmung
erforderlich.

Schultze
Kommentar zu Text
In dem Verfahren gelten als Beteiligte, außer dem Gläubiger und dem Schuldner:

2. diejenigen, welche ein der Zwangsvollstreckung entgegenstehendes Recht, ein Recht
an dem Grundstück oder an einem das Grundstück belastenden Recht, einen Anspruch
mit dem Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück oder ein Miet- oder Pachtrecht,
auf Grund dessen ihnen das Grundstück überlassen ist, bei dem Vollstreckungsgericht
anmelden und auf Verlangen des Gerichts oder eines Beteiligten glaubhaft machen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Soll der Mieter nach dem Mietvertrag den gemieteten Wohnraum gewerblich einem Dritten zu Wohnzwecken
weitervermieten, so tritt der Vermieter bei der Beendigung des Mietverhältnisses in die Rechte und Pflichten aus
dem Mietverhältnis zwischen dem Mieter und dem Dritten ein. Schließt der Vermieter erneut einen Mietvertrag
zur gewerblichen Weitervermietung ab, so tritt der Mieter anstelle der bisherigen Vertragspartei in die Rechte
und Pflichten aus dem Mietverhältnis mit dem Dritten ein.
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Kein Schadensersatz und kein Kindigungsrecht wegen Insolvenzreife des Mieters

Der fir Gesellschaftsrechtsstrei-
tigkeiten zustandige Il. Zivilse-
nat setzte sich im Urteil vom
22.10.2013 mit der Rechtsfrage
auseinander, ob ein Vermieter
Schadensersatz von den Ge-
schaftsfiihrern der als GmbH
gefiihrten Mieterin dafir fordern
konne, dass diese das Mietver-
haltnis trotz Insolvenzreife fort-
gesetzt héatten.

Die Vermieter vermieteten an
eine GmbH befristet fir die Zeit
vom 1.2.2007 bis zum 31.1.2012
Gewerbeflachen. Der Mietver-
trag sah u.a. folgende Klausel
vor: , Ferner ist der Vermieter
im Falle des Konkurses, des
Vergleichs oder der Zahlungs-
einstellung des Mieters zur frist-
losen Kindigung des Mietver-
trages berechtigt.“ Der Mietzins
betrug monatlich rund 10.000 €
brutto warm. Ende 2009 gerieten
die Mietzinszahlungen ins Sto-
cken. Die Vermieter kiindigten
schlieBlich wegen Zahlungs-
rickstandes fristlos in den Mo-
naten Februar, Marz, April und
Juni 2010. Ein R&umungsver-
gleich sah eine Raumung bis
zum 31.8.2010 vor. Noch vor
der Raumung beantragten die
Geschaftsfihrer der GmbH die
Eroffnung eines Insolvenzver-
fahrens Uber das Vermdgen der
GmbH. Das Insolvenzverfahren
wurde noch im Juli 2010 er6ff-
net.

Die Klédger verlangten von den
Geschaftsfihrern Schadensersatz
in Hohe von knapp 130.000 €.
Das Landgericht Erfurt wies die
Klage ab. Die Berufung zum
OLG Jena hatte teilweise Erfolg.
Das OLG verurteilte die Ge-
schéftsfihrer zur Bezahlung von
98.000 € und wies die Klage im
Ubrigen ab. Das OLG Jena ver-
trat die Auffassung, dass die
Geschaftsfihrer ihrer Insolvenz-

antragspflicht nach § 15a InsO
nicht rechtzeitig nachgekommen
seien. Sie schuldeten den Ver-
mietern daher nach § 823 Abs. 2
BGB i.V.m. 8§ 15a InsO Scha-
densersatz in Hohe von 98.000
€. Die Mieterin (GmbH) sei
bereits zum 31.12.2008 uber-
schuldet gewesen. Es sei ferner
davon auszugehen, dass die
Vermieter von ihrem vertraglich
eingerdumten  Kundigungsrecht
Gebrauch gemacht hatten. Durch
die Fortsetzung des Mietverhalt-
nisses sei ihnen daher ein zu
ersetzender Schaden entstanden.

Der BGH hob dieses Urteil auf
und wies die Klage vollstandig
ab. Der Il. Zivilsenat begriindete
sein Urteil vom 22.10.2013 mit
den von ihm entwickelten Haf-
tungsgrundsatzen zu Vertragsab-
schliissen in der Insolvenzreife
des Vertragspartners. Nach stan-
diger Rechtsprechung des BGH
(erstmals: BGHZ 126, 181) kon-
ne ein Neugldubiger vom Ge-
schaftsfihrer einer GmbH Scha-
densersatz verlangen, wenn die-
ser trotz Insolvenzreife den In-
solvenzantrag nicht binnen der
gesetzlich hierflir vorgeschrie-
benen Frist (3 Wochen) stelle.
Die Haftung des Geschaftsfih-
rers trete ein, weil der Vertrags-
schluss nicht gelungen ware,
wenn der Geschaftspartner von
der Insolvenzreife Kenntnis ge-
habt hatte. Eine Haftung trete
daher auch nur gegenlber neuen
Glaubigern der GmbH ein, nicht
aber gegenlber Geschaftspart-
nern, deren Vertragsschluss be-
reits vor Insolvenzreife erfolgt
sei (sog. Altglaubiger).

Vorliegend seien indessen die
Vermieter nicht Neu- sondern
nur Altglaubiger. Sie héatten da-
her keinen Anspruch auf Scha-
densersatz in Hohe der Miete
seit Insolvenzreife. Werde ein

Dauerschuldverhéltnis vor In-
solvenzreife begrindet, sei der
Glaubiger fur seine nach Insol-
venzreife fallig werdenden, aber
ohne Gegenleistung bleibenden
Leistungen Alt- und nicht Neu-
glaubiger. Der VerstoR gegen die
Insolvenzantragspflicht ~ werde
nicht urséchlich fur den Ver-
tragsabschluss. Anders sei dies
nur zu Dbeurteilen, wenn das
Dauerschuldverhéltnis mit In-
solvenzer6ffnung ende  oder
gekundigt werden kénne.

Das Mietverhaltnis der Klager
mit der GmbH endete aber we-
der mit der Insolvenzeréffnung,
noch hatte es bei Insolvenzreife
oder bei Stellung eines Insol-
venzantrages von den Vermie-
tern gekiindigt werden kénnen.
Die im Mietvertrag vereinbarte
insolvenzabhdngige  L&sungs-
klausel sei unwirksam. Ein
Mietverhéltnis Uber R&ume be-
stehe nach § 108 Abs. 1 InsO im
Falle der Insolvenzeréffnung
fort. Der Vermieter konnte nach
dem Antrag auf Er6ffnung des
Insolvenzverfahrens wegen Ver-
zuges der Mietzinsen, die in der
Zeit vor dem Er6ffnungsantrag
fallig wurden oder wegen einer
Verschlechterung der Vermo-
gensverhaltnisses des Mieters,
nicht kiindigen, 112 InsO. Jede
vertragliche Regelung, die eine
Einschrankung der Regelungen
der 88 103 bis 118 InsO vorsehe,
wozu auch die Kindigungsklau-
sel gehore, sei unwirksam (8 119
InsO). Die Vermieter hatten sich
mithin vorliegend vom Vertrag
nicht 16sen konnen. Der einge-
tretene Schaden beruhe mithin
nicht auf einer Vertragsanbah-
nung bzw. Vertragsfortsetzung
nach Eintritt der Insolvenzreife.
Die Vermieter seien daher Alt-
glaubiger ohne Anspruch (1l ZR
394/12).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein
sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden
Schadens verpflichtet.
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes
Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so
tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wird eine juristische Person zahlungsunfähig oder überschuldet, haben die Mitglieder des Vertretungsorgans
oder die Abwickler ohne schuldhaftes Zögern, spätestens aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit
oder Überschuldung, einen Eröffnungsantrag zu stellen. Das Gleiche gilt für die organschaftlichen Vertreter
der zur Vertretung der Gesellschaft ermächtigten Gesellschafter oder die Abwickler bei einer Gesellschaft ohne
Rechtspersönlichkeit, bei der kein persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist; dies gilt nicht,
wenn zu den persönlich haftenden Gesellschaftern eine andere Gesellschaft gehört, bei der ein persönlich
haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 112 Kündigungssperre
Ein Miet- oder Pachtverhältnis, das der Schuldner als Mieter oder Pächter eingegangen war, kann der andere Teil
nach dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht kündigen:
1. wegen eines Verzugs mit der Entrichtung der Miete oder Pacht, der in der Zeit vor dem Eröffnungsantrag
eingetreten ist;
2. wegen einer Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Schuldners

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Miet- und Pachtverhältnisse des Schuldners über unbewegliche Gegenstände oder Räume sowie
Dienstverhältnisse des Schuldners bestehen mit Wirkung für die Insolvenzmasse fort. Dies gilt auch für Mietund
Pachtverhältnisse, die der Schuldner als Vermieter oder Verpächter eingegangen war und die sonstige
Gegenstände betreffen, die einem Dritten, der ihre Anschaffung oder Herstellung finanziert hat, zur Sicherheit
übertragen wurden.
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Fehlende Genehmigung der Nutzungsanderung ist kein Mietmangel

Eine Gewerbemieterin  hatte
2005 befristet flr 12 Jahre einen
Mietvertrag zum Zwecke des
Betriebs eines Lebensmittelsge-
schafts abgeschlossen. Nach
dem die Mieterin ihren Ge-
schaftsbetrieb 2008 aufgegeben
hatte, schloss sie 2010 einen
Untermietvertrag mit einer Wa-
renhandelsgesellschaft, die in
den Raumlichkeiten ein Betten-
haus betreiben wollte.

Gleichwohl der Mietvertrag
unter der aufschiebenden Bedin-
gung geschlossen wurde, dass
die Bau- und Nutzungsgenehmi-
gung bis zum 28.6.2010 erteilt
werde, nahm die Untermieterin
in den R&umen ihren Handelsbe-
trieb auf. Mit Schreiben vom
15.7.2010 fihrte der Landkreis
eine  Anhérung nach § 28
VwVTG durch, weil er die Auf-
fassung vertrat, dass der Antrag
der Untermieterin nicht geneh-
migungsfahig sei. Am 6.9.2010
kindigte die Mieterin den Miet-
vertrag fristlos und stellte die
weiteren Mietzahlungen ein. Der
Landkreis erteilte einen Monat
spater die Genehmigung der

WEG-Recht

Nutzungsanderung. Die Vermie-
terin klagte daraufhin auf Miet-
zahlung gegen die Mieterin und
gewann durch alle drei Instan-
zen.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
vom 20.11.2013 aus, dass 6ffent-
lich-rechtliche Gebrauchsbe-
schrankungen oder —verbote als
Mangel der Mietsache im Sinne
von § 536 BGB dann anzusehen,
wenn ihre Ursache in der kon-
kreten Beschaffenheit, Nutzbar-
keit oder Lage der Mietsache
und nicht in den persénlichen
oder betrieblichen Umstanden
des Mieters hatten. Auch das
Fehlen einer offentlich-
rechtlichen Genehmigung kénne
so einen Grund zur auRerordent-
lichen Kundigung darstellen.
Voraussetzung hierfur sei aber
weiter, dass die fehlende Ge-
nehmigung eine Aufhebung oder
erhebliche Beeintrachtigung der
Tauglichkeit der Mietsache zum
vertraglichen Gebrauch zur Fol-
ge habe. Diese Beeintrachtigung
liege regelmaRig erst dann vor,
wenn die Behorde die Nutzung
des Mietobjektes untersagt habe,

oder wenn ein behdérdliches Ein-
schreiten ernstlich zu erwarten
sei. Beide Voraussetzungen sei-
en durch die Anhorung im ver-
waltungsbehdrdlichen Verfahren
mit Schreiben vom 15.7.2010
nicht gegeben.

Die Mieterin und auch die
Untermieterin hatten sich auf
Bestandsschutz berufen kénnen.
Ein ernstliches Einschreiten sei
zudem nicht zu erwarten gewe-
sen. Es fehle schon an einer be-
hordlichen Untersagung. Nach
der Rechtsprechung des BGH
misse diese zudem ein rechts-
wirksames und unanfechtbares
Verbot enthalten, wobei dem
Bescheidadressat es grundsatz-
lich zuzumuten sei, die behordli-
chen Anordnungen auf ihre
RechtmaBigkeit hin zu Uberpri-
fen (BGH-Urteil vom 20.1.1971,
WM 1971, 531). Die Mietsache
habe daher keinen Mangel auf-
gewiesen. Die aulerordentliche
Kiindigung des befristeten Miet-
vertrages sei in der Folge un-
wirksam und habe das Mietver-
haltnis nicht beendet (X1l ZR
77112).

Zu den Formalia der Hausgeldabrechnung

Im Urteil vom 11.10.2013 hat
sich der BGH abermals zu den
Abrechnungsformalia der Haus-
geldabrechnung gemeldet und
die Anforderungen dabei ge-

senkt. Der Beschlussanfechtung
war ein Rechtsstreit des teil-
rechtsfahigen Verbandes gegen
die Kldger vorausgegangen. Die
Wohnungseigentimergemein-

schaft forderte rickstandige
Hausgelder, die vom Verkaufer
verblieben waren. Sie hatten
aufgrund einer entsprechenden
Haftungsklausel in der Gemein-
schaftsordnung Erfolg. Die spé-
teren Anfechtungsklager zahlten
2010 zusétzliche Hausgelder
i.Hv. 11.574,51 € (auf die

Riickstinde) sowie 1.676,45 €
Zinsen auf das Gemeinschafts-
konto ein. Als sie die Hausgeld-
abrechnung erhielten, fochten sie
die Gesamt- und alle Einzelab-
rechnungen wegen angeblicher
Mangel an und verloren mit
Ausnahme eines Teilanerkennt-
nisses (dazu unten mehr) durch
alle drei Instanzen.

Die Abrechnung 2010 enthielt

u.a. folgende Angaben, die der
Ubersichtlichkeit halber in Ta-
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre Tauglichkeit zum
vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der Mieter für
die Zeit, in der die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der
die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu entrichten. Eine unerhebliche
Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist diesem Gelegenheit zu
geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern.


bellenform dargestellt sind. Die
Gesamtabrechnung stellte die
einzelnen Kostenarten mit den
auf sie entfallenden Betrdgen
zusammen. Aus ihnen wurde
eine Summe gebildet. Ferner
enthielt die Gesamtabrechnung
die Darstellung von Gemein-
schaftsertragen. Unter dieser
Rubrik wurden die Verzugszins-
zahlungen der Klager aus haf-
tungsweise gezahlten Hausgel-
der ausgewiesen.

Gesamtabrechnung 2010

Gemeinschaftskosten

Kostenart 1 Zahl
Kostenart 2 Zahl

Usw. usf. Zahl
Summe: 63.211,59
Gemeinschaftsertrage

Zinsen aus Rechtsstreit | 1.676,45

Daneben gab es eine ,,Zusam-
mengefasste Abrechnung flr die
Eigentiimergemeinschaft In ihr
wurden die Hausgeldzahlungen
in Summe abgebildet. Der Be-
trag von 93.643,28 € enthielt in
der Summe die Nachzahlungen
auf die haftungsweise gezahlten
Hausgelder der Klager. Sie
wurden jedoch nicht gesondert
dargestellt. Daneben wurden
wieder die vorerwahnten Zinsen
in Hohe von 1.676,45 als Ein-
nahme dargestellt. Hiervon wur-
den die ,,Gemeinschaftskosten*
und die ,,Sollzuweisungen zu
den Riicklagen in Abzug ge-
bracht. Die gebildete Differenz
wies einen Betrag von 27.108,14
€ aus.

Zusammengefasste Abrechnung fur
die Eigentimergemeinschaft

Hausgeldzahlungen 93.643,28
Gemeinschaftsertrage | 1.676,45
Gemeinschaftskosten 63.211,59
Sollzuweisungen zu den | 5.000,00

Rucklagen

Abrechnungsergebnis | 27.108,14
Guthaben

Mit der erhobenen Anfechtungs-
klage griffen die Kl&ger insbe-
sondere die Positionen Gemein-
schaftsertrage” und das ,,Ab-
rechnungsergebnis ~ Guthaben*
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sowie hieraus resultierend die
Einzelabrechnungen aller Eigen-
timer an. Ferner wandten sie
sich dagegen, dass die Zinsen als
Gemeinschaftsertrage an die
Eigentlimer verhaltnismaRig
ausbezahlt wurden, das restlich
ermittelte  Guthaben indessen
nicht. Tatsachlich hatte die Ver-
walterin die Geldleistung der
Kléger auf die rlckstandigen
Hausgeldzahlungen der Instand-
haltungsriicklage zugefihrt.

Hinsichtlich der Einzelabrech-
nung der Klager wurde die Kla-
geforderung anerkannt, so dass
insoweit vom Amtsgericht Ber-
lin Charlottenburg Anerkennt-
nisurteil erlassen wurde. Die
ubrigen Einzelabrechnungen
blieben jedoch durch die Instan-
zen streitig.

Die fiinf WEG-Richter fuhrten
in ihrem Urteil vom 11.10.2013
aus, dass die Ausweisung der
gezahlten Zinsen in Héhe von
1.676,45 € als ,,Gemeinschafts-
ertrage rechtlich nicht zu bean-
standen sei. Denn Rechtsfriichte
des Verwaltungsvermdgens und
damit auch Zinsertrage auf
Hausgeldriickstande gehdrten zu
den Nutzungen des gemein-
schaftlichen Eigentums im Sinne
von § 16 Abs. 1 WEG. Sie stiin-
den den Wohnungseigentimern
gemeinschaftlich zu. Nicht zu
beanstanden sei daher in der
Folge, dass diese Betrége in den
Einzelabrechnungen anteilig
ausgekehrt wurden. Hierfur be-
durfe es keiner gesonderten Be-
schlussfassung (BGH-Urteil
vom 1.6.2012, V ZR 171/11 —
ZIV 2012, 43).

Daneben sei zu konstatieren,
dass die im Dezember 2010 ein-
gegangene Nachzahlung auf
rickstandige Hausgelder in Ho-
he von 11.574,51 € richtig dar-
gestellt worden sei. Auch Nach-
zahlungen auf Ruckstande aus

Vorjahren stellten eine berck-
sichtigungspflichtige Einnahme
in der Gesamtabrechnung dar
und zwar unabhangig von der
Anrechnung (8 366 BGB). Die
Kléager héatten keinen Anspruch
auf eine Darstellung der Ge-
samtabrechnung mit  né&herer
Aufschlisselung der Hausgeld-
zahlungen, aus der hervorgeht,
fur welches Wirtschaftsjahr die
jeweilige Geldleistung geschul-
det war.

Hierdurch entstiinde buchhalte-
risch in der Gesamtabrechnung
und madglicherweise sogar in der
Einzelabrechnung des sdumigen
Wohnungseigentimers ein Gut-
haben. Dieses Guthaben misse
indessen nicht ausgeschttet
werden. Denn das so erzielte
Guthaben sei nur ein rechneri-
sches Ergebnis der Gesamtab-
rechnung, dass schon allein da-
durch entstehen konne, dass
Geldleistungen  gewollt oder
ungewollt im Folgejahr bezahlt
wirden. Insoweit kdnnten sich
die Kldger auch nicht auf die
Regelung in der Gemeinschafts-
ordnung berufen, wonach Gut-
haben auszuzahlen seien. Diese
Regelung beziehe sich auf Gut-
haben in den Einzelabrechnun-
gen und nicht auf solche der
Gesamtabrechnung.

Aber auch die Einzelabrechnung
kénne durch die nicht perioden-
gerechte Zuweisung von Zah-
lungen zu einem Guthaben fiih-
ren. Die Nachzahlung auf Ruck-
stdnde flhre im abgerechneten
Jahr moglicherweise zu Uber-
schussen wahrend die Deckungs-
licken in den Vorjahren durch
erhdhte Beitrdge der (brigen
Eigentiimer ausgeglichen wur-
den, weil die laufenden Kosten
gedeckt werden missten (zu den
Konsequenzen fur den Wirt-
schaftsplan: BGH-Urteil vom
7.6.2013, V ZR 211/12, Rn. 15,
ZIV 2013, 50). Vorliegend sei
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ist der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuldverhältnissen zu gleichartigen Leistungen verpflichtet
und reicht das von ihm Geleistete nicht zur Tilgung sämtlicher Schulden aus, so wird diejenige Schuld getilgt,
welche er bei der Leistung bestimmt.
(2) Trifft der Schuldner keine Bestimmung, so wird zunächst die fällige Schuld, unter mehreren fälligen Schulden
diejenige, welche dem Gläubiger geringere Sicherheit bietet, unter mehreren gleich sicheren die dem Schuldner
lästigere, unter mehreren gleich lästigen die ältere Schuld und bei gleichem Alter jede Schuld verhältnismäßig
getilgt.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Jedem Wohnungseigentümer gebührt ein seinem Anteil entsprechender Bruchteil der
Nutzungen des gemeinschaftlichen Eigentums. Der Anteil bestimmt sich nach dem gemäß §
47 der Grundbuchordnung im Grundbuch eingetragenen Verhältnis der Miteigentumsanteile.


der durch die Nachzahlung ent-
standene Uberschuss — zumin-
dest was die rickstindigen
Hausgelder i.H.v. 11.574,51 €
betrafe - nicht auf die Einzelab-
rechnungen verhéltnismaRig
verteilt worden. Damit enthielte
der Beschluss Uber die Jahresab-
rechnung und die Einzelabrech-
nungen zugleich die Entschei-
dung, dass das Guthaben jeden-
falls vorerst nicht ausgekehrt,
sondern auf den Konten der
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Wohnungseigentliimergemein-
schaft verbleiben solle. Eine
Beschlussfassung Uber die Aus-
kehrung des Guthabens oder
dessen weitere Verwendung —
die die Klager zunachst herbei-
flhren missten — sei nicht
Gegenstand des Verfahrens.

Schliellich sei es auch nicht
Aufgabe der Gesamtabrechnung
aufzuzeigen, ob die in dem Jahr
2010 entstandenen Kosten durch

die laufenden Hausgeldzahlun-
gen des Jahres 2010 gedeckt
wurden. Ein  Vermdgensstatus
sei weder Gegenstand der Jah-
resabrechnung noch des Geneh-
migungsbeschlusses. Die Zu-
sammensetzung der Geldleistun-
gen konne im Einzelnen durch
eine Einsichtnahme in die Ver-
waltungsunterlagen in Erfahrung
gebracht werden (V ZR 271/12).

Wohnungseingangsturen sind komplett Gemeinschaftseigentum

Eine Wohnungseigentimerin in
Lidenscheid tauschte ihre Tire
gegen eine anders gestaltete
Tire aus. Auf Klage der Woh-
nungseigentiimergemeinschaft
wurde sie rechtskréaftig zum
Ausbau der Tdre verurteilt.

Wenig spéter beschloss die Ge-
meinschaft mehrheitlich, dass
die an den Laubengdngen der
Wohnanlage gelegenen Woh-
nungen neue Wohnungsein-
gangstiiren bekommen sollten.
Die Festlegung lautete auf Mate-
rial: Holz, Farbe: Mahogoni hell,
GroRe der Scheibe: 162 x 75,4
cm. Glasart: drahtornamentweif.
Die vormals verurteilte Woh-
nungseigentiimerin revanchierte
sich ihrerseits mit einer Anfech-
tungsklage. Sie vertrat die Auf-
fassung, dass die Gemeinschaft
hieriber nicht befinden konne,
weil in der Gemeinschaftsord-
nung festgelegt sei, dass die
Tiren zu den Wohnungen, die
an den Laubengéngen gelegen
seien, zum Sondereigentum ge-
horten.  Aullerdem werde ihr
durch den Beschluss rechtswid-
rig aufgegeben, wie die Tirin-
nenseite auszusehen habe.

Das Amtsgericht Lidenscheid
erklarte den Beschluss fiir nich-
tig, weil eine absolute Be-
schlussunzustandigkeit der

Wohnungseigentimergemein-
schaft Uber den Beschlussgegen-
stand gegeben sei; die Tiren
stiinden laut Gemeinschaftsord-
nung im Sondereigentum. Die
Berufung zum LG Dortmund
war erfolgreich. Das Gericht
flhrte aus, dass die Regelung in
der Gemeinschaftsordnung nicht
relevant fur die rechtliche Ein-
ordnung der Turen sei. Sie dien-
ten der dem Schutz vor witte-
rungsbedingten Einflussen und
damit der Sicherheit des Geb&u-
des im Sinne von § 5 Abs. 2
WEG. Aus der Norm ergabe sich
auch, dass sie nicht Gegenstand
des Sondereigentums sein kénn-
ten, weil durch ihre Entfernung
oder Verdnderung die &ulRere
Gestaltung des Gebédudes unwei-
gerlich verandert werde.

Die Revision der Wohnungsei-
gentimerin gegen das Urteil
blieb erfolglos. Der V. Zivilsenat
fUhrte aus, dass er bereits an
anderer Stelle erlautert habe,
dass es fur die sachenrechtliche
Zuordnung nicht auf die Rege-
lungen der Teilungserklarung
ankomme, weil durch sie Son-
dereigentum an wesentlichen
Bestandteilen des Gebdudes (88
93, 94 BGB) nicht begriindet
werden konne (BGH-Urteil vom
26.10.2012, V ZR 57/12 — ZIV
2013, 25). Die Aufzahlung in

Teilungserklarungen habe nur
deklaratorischen Charakter. Da-
von zu trennen sei die Frage, ob
die Wohnungseigentiimer damit
die Pflicht zur Instandhaltung
oder Instandsetzung von Teilen
des Gemeinschaftlichen Eigen-
tums bzw. zur Tragung der da-
mit verbundenen Kosten abwei-
chend von § 21 Abs. 5 Nr. 2
WEG, § 16 Abs. 2 WEG einzel-
nen Sondereigentiimern auferle-
gen konnten. Hierzu habe der
Senat im Urteil vom 2.3.2012
bereits Stellung genommen (V
ZR 174/11 - ZIV 2012, 31).

Mit der herrschenden Auffas-
sung stiinden die Wohnungsab-
schlusstiiren richtigerweise stets
insgesamt im Gemeinschafts-
eigentum. Das gelte unabhangig
davon, ob die Tiren innerhalb
des Geb&udes oder — wie vorlie-
gend bei Laubengdngen — an
deren Aullenseite gelegen seien.
Ohne Erfolg sei der Einwand,
der Wohnungseigentiimerin
werde durch den Beschluss die
Gestaltung der Innenseite der
Tire vorgegeben. Mit der Frage,
ob eine farbliche Gestaltung der
Innenseite der Tulren gestattet
sei, befasse sich der Beschluss
nicht, Urteil vom 25.10.2013 (V
ZR 212/12).
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Teile des Gebäudes, die für dessen Bestand oder Sicherheit erforderlich sind, sowie
Anlagen und Einrichtungen, die dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Wohnungseigentümer
dienen, sind nicht Gegenstand des Sondereigentums, selbst wenn sie sich im Bereich der
im Sondereigentum stehenden Räume befinden.

Schultze
Kommentar zu Text
(5) Zu einer ordnungsmäßigen, dem Interesse der Gesamtheit der Wohnungseigentümer
entsprechenden Verwaltung gehört insbesondere:

2. die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums;


Schultze
Kommentar zu Text
(2) Jeder Wohnungseigentümer ist den anderen Wohnungseigentümern gegenüber
verpflichtet, die Lasten des gemeinschaftlichen Eigentums sowie die Kosten der
Instandhaltung, Instandsetzung, sonstigen Verwaltung und eines gemeinschaftlichen
Gebrauchs des gemeinschaftlichen Eigentums nach dem Verhältnis seines Anteils (Absatz 1
Satz 2) zu tragen.
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Verschuldensunabhangiger Ausgleichsanspruch zwischen Sondereigentiimern

Der BGH hat mit Urteil vom
25.10.13 seine Wasserschaden-
rechtsprechung mit einem weite-
ren Urteil abgerundet. In einem
Haus im Landgerichtsbezirk
Aachen befanden sich zwei
Arztpraxen in zwei Ubereinander
liegenden Stockwerken. Bei der
oberen Praxis l6ste sich 2007 im

Sterilisationsraum eine
Schlauchverbindung. Es kam
zum Wasseraustritt und zu

Schéden auch in den Praxisrau-
men der einen Stock darunter
befindlichen Arztpraxis. Dessen
Versicherung glich den entstan-
denen Schaden wvon rund
166.000 € aus und forderte nun-
mehr aufgrund des gesetzlichen
Forderungsiibergangs nach § 67
VVG a.F. Ersatz vom Verursa-
cher. Dabei stutzte sich die Ver-
sicherung als Anspruchsgrund-
lage auf den verschuldensunab-
héngigen  Ausgleichsanspruch
nach § 906 Abs. 2 Satz 2 WEG.
Dabei wurde streitig, ob es (iber-
haupt einen ,nachbarrechtli-
chen® Ausgleichsanspruch zwi-
schen Mietern eines nach WEG
aufgeteilten Hauses geben kann.
Alle drei Instanzen bejahten
dies.

Der V. Zivilsenat fiihrte in sei-
nem Urteil aus, dass ein nach-
barrechtlicher Ausgleichsan-
spruch nach 8 906 Abs. 2 Satz 2
BGB gegeben sei, wenn von
einem Grundstiick im Rahmen
seiner privatwirtschaftlichen
Nutzung Einwirkungen auf ein
anderes Grundstick ausgehen,
die das zumutbare Mal} einer
entschadigungslos hinzuneh-
menden Beeintrachtigung Uber-
schritten.  Voraussetzung  sei

ferner, dass der davon betroffene
Eigentimer aus  besonderen
Grinden gehindert war, diese
Einwirkungen nach § 1004 Abs.
1 BGB rechtzeitig zu unterbin-

den (BGH-Urteil vom
11.6.1999, V ZR 377,98, BGHZ
142, 666, BGH-Urteil vom

21.3.2003, V ZR 319/02).

Uber den Wortlaut des § 906
Abs. 2 Satz 2 BGB hinaus sei
der Anspruch nicht auf die Fol-
gen der Zufiihrung unwégbarer
Stoffe (z.B. Gas, Dampf) be-
schrankt, sondern erfasse auch —
worum es vorliegend gehe — die
Stérung durch sogenannte Grob-
immissionen wie etwa Wasser
(BGH-Urteil vom 12.12.2003, V
ZR 180/03, BGHz 157, 188,
BGH-Urteil vom 21.5.2010, V
ZR 10/10 - ZIV 2010, 56).

Ferner kdnne in entsprechender
Anwendung von § 906 Abs. 2
Satz 2 BGB dieser Anspruch
auch dem berechtigten Besitzer
zustehen, dessen  Abwehran-
spruch aus § 862 Abs. 1 BGB
gleichermalen aus tatséchlichen
Griinden nicht geltend gemacht
werden konne. Zu beachten sei
vorliegend aber, dass nur auf das
Verhaltnis der Sondereigentiimer
und nicht auf das der Mieter
abzustellen sei, weil es bei der
Frage, ob ein nachbarrechtlicher
Ausgleichsanspruch zu bejahen
sei, um den Ausgleich gleich-
rangiger Eigentimerbefugnisse
ginge, an denen die berechtigten
Besitzer grundsatzlich lediglich
partizipierten (Anmerkung: Mit
Urteil vom 12.12.2003, V ZR
180/03 hatte der BGH die An-
wendbarkeit von § 906 Abs. 2

Satz 2 BGB zwischen Mietern
eines im Globaleigentum ste-
henden Hauses verneint).

Bislang sei jedoch streitig, ob §
906 Abs. 2 Satz 2 BGB auch auf
die Félle analog anzuwenden sei,
bei denen Sondereigentum in
einer WEG-Wohnanlage durch
Einwirkungen beeintrachtigt
werde, die von einem anderen
Sondereigentum ausgehen. Die
herrschende Meinung (so u.a.
OLG Stuttgart, NJW 2006, 1744,
ZIV 2006, 48) bejahe diese
Rechtsfrage. Dieser herrschen-
den Rechtsauffassung schloss
sich der BGH in seinem neuerli-
chen Urteil an. Damit sei diese
Konstellation abzugrenzen von
den Féllen, in denen das Sonder-
eigentum von Einwirkungen des
Gemeinschaftseigentums ge-
schadigt werde. Fir diese Falle
habe der V. Senat einen An-
spruch nach § 906 Abs. 2 Satz 2
BGB verneint (BGH-Urteil vom
21.5.2010, V ZR 10/10 - ZIV
2010, 56), weil dies im Gegen-
satz zu Einwirkungen von einem
anderen Sondereigentum keine
Einwirkungen ,,von auflen“ dar-
stellten.

Abzugrenzen sei die Entschei-
dung ferner gegenuber der Fall-

konstellation der  sondernut-
zungsherechtigte Bruchteils-
eigentimer (BGH-Urteil vom

10.2.2012, V ZR 137/11), die
sich im Gegensatz zu den son-
dernutzungsberechtigten  Woh-
nungseigentimern (BGH-Urteil
vom 28.9.2007 — V ZR 276/06,
BGHZ 174, 20) ebenfalls nicht
auf diese Anspruchsgrundlage
stitzten konnten, (V ZR 230/12).
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Hat der Eigentümer hiernach eine Einwirkung zu dulden, so kann er
von dem Benutzer des anderen Grundstücks einen angemessenen Ausgleich in Geld verlangen, wenn die
Einwirkung eine ortsübliche Benutzung seines Grundstücks oder dessen Ertrag über das zumutbare Maß hinaus
beeinträchtigt.
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Lickenhafte Baubeschreibungen helfen dem Bautréger nicht

Die  Wohnungseigentimerge-
meinschaft klagte auf Bezahlung
eines Kostenvorschusses wegen
Méngeln an der Zugangs- und
Hofflache des Hauses. Soweit
der spéter bestellte Gerichtsgut-
achter Hohlstellen und Rissbil-
dungen feststellte, wurde der
Bautrdger zur Bezahlung eines
Vorschusses von 19.000 € ver-
urteilt. Im weiteren streitig blieb
ein  darliber hinausgehender,
weiterer Kostenvorschuss von
20.000 €, weil fir die Zugangs-
und Hofflache kein Gefalle aus-
bildet worden war. Landgericht
und Berufungsgericht vertraten
insoweit die Auffassung, dass
kein Mangel an der Immobilie
zu konstatieren sei.

Der BGH hob die Urteile mit
Urteil vom 21.11.2013 auf und

Veranstaltungen

verwies den Rechtsstreit an das
OLG Frankfurt/Main zurick.
Das Berufungsurteil sei unzu-
treffend, weil es sich fir die
Frage der Mangelhaftigkeit al-
lein daran orientiere, dass der
Kaufvertrag keine ausdriickliche
Regelung zur Ausbildung eines
Gefélles enthalte. Leistungsbe-
schreibungen in Bautrdgerver-
tragen seien grundsatzlich nicht
abschlieRend. Viele Details der
Ausfihrung wirden in ihnen
nicht erwahnt oder genauer be-
schrieben. Daraus, dass ein be-
stimmtes Ausfiihrungsdetail
nicht erwahnt sei, kdnne nicht
ohne weiteres geschlossen wer-
den, dass es nicht geschuldet sei.
Vielmehr misse unter Beriick-
sichtigung der gesamten Um-
stinde des Vertrages geprift
werden, ob eine bestimmte Qua-
litdt der Ausfiihrung stillschwei-
gend vereinbart sei. Entspre-
chende Qualitdtsanforderungen
kénnten sich nicht nur aus dem
Vertragstext, sondern auch aus
sonstigen  vertragsbegleitenden
Umstanden, den konkreten Ver-
haltnissen des Bauwerks und
seines Umfeldes, dem qualitati-

ven Zuschnitt, dem architektoni-
schen Anspruch und der Zweck-
bestimmung des Gebdudes erge-
ben (BGH-Urteil vom 4.6.2009,
VIl ZR 54/07 — ZIV 2009, 53,
BGH-Urteil vom 14.6.2007, VII
ZR 45/06 — ZIV 2007, 45).

Daneben sei das Berufungsurteil
fehlerhaft, weil vom Gerichts-
gutachter nicht untersucht wor-
den sei, ob die Hofflache ohne
Gefalle den anerkannten Regeln
der Technik entspreche. Der
Sachverstandige habe lediglich
festgestellt, dass keine normge-
maRen Angaben bzw. kein Re-
gelwerk vorlage, dass ein Gefél-
le bei einem Belag mit Epoxyd-
harz vorsehe. Das beantworte
indessen nicht die Frage, ob es
ein ungeschriebene anerkannte
Regel der Technik gébe, die die
Ausbildung eines Gefélles vor-
schreibe. Eine solche unge-
schriebene Regel wére ebenso
mafgeblich wie eine geschriebe-
ne Regel (BGH-Urteil vom
19.1.1995, VII ZR 131/93, BauR
1995, 231), VIl ZR 275/12.

Congress-Center Leipig, 10-17 Uhr

Themen (u.a.):

Frihjahrstagung des IVD-Mitte-Ost e.V.

Immobilienverband Deutschland VD

Yerband der Immobilienberater, Makler, Verwalter
und Sachverstandigen Region Mitte-Ost e V.
Mitteldeutsches Kompetenzforum der Immobilienwirtschaft (www.ivd-mitte-ost.net)

Hugo W. Sprenker:
Rechtsanwalt Dieter Thill:
Rechtsanwalt Heinz G. Schultze:

Immobilien-Auktionen — Die nicht ganz neue Vermarktungsform
Allgemeine Rechtsprechung im Maklerrecht
Aktuelle Rechtsprechung im Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Moderation: Rainer Hummelsheim, stellv. Regionaldirektor

Anmeldung: IVD-Mitte-Ost e.V., 0341/601 9495 oder 216 90 44, E-mail: inffo@ivd-mitte-ost.net
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Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische Bun-
desamt Uberarbeitet dabei auch
die statistischen Werte der letz-
ten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtraglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen be-
ziehen sich auf Vertrdge mit

1.1.2003. Fir &ltere Zeitraume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versaumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt wur-
de. Das Statistische Bundesamt
bietet unter dem folgenden Link
einen Onlinerechner zur Berech-
nung von Schwellenwerten und
Veranderungsraten von Wertsi-
cherungsklauseln, die auf Ver-
brauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fiir Statistik ermittel-
ten Index fiir die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmdglichkeit gemal BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch alter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.

Indexanpassung seit  dem
Basis: 2010
2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013
Januar 89,1 | 90,1 | 91,4 | 931 |947 |974 |983 |99,0 | 100,7 | 102,8 | 104,5
Februar 89,6 /90,3 |91,8 | 935 | 951 |978 |989 |994 | 1013|1035 | 105,1
Marz 89,7 | 90,6 | 922 | 935 | 953 |98,3 |98,7 [99,9 | 1019 | 104,1 | 105,6
April 89,4 | 90,9 | 920 |938 |958 |98,1 |98,8 |100,0| 1019|1039 | 105,1
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Mai 89,2 91,1 [ 92,2 | 938 |958 |98,7 |98,7 |999 |101,9|103,9 | 1055

Juni 89,5 91,1 [ 92,3 | 94,0 | 958 [98,9 |99,0 |999 |102,0 | 103,7 | 105,6

Juli 89,7 91,3 [ 92,7 | 94,4 |96,3 |995 |99,0 |100,1 | 1022 | 104,1 |106,1
August 89,7 91,4 [ 928 | 94,2 |96,2 |99,2 |99,2 |1002 |102,3 | 104,5 | 106,1
September | 89,6 | 91,2 (929 [939 |964 |99,1 |98,9 |100,1| 102,55 | 104,6 | 106,1
Oktober 89,6 | 91,3 [ 93,0 [940 |96,6 |98,9 |98,9 |100,2| 102,55 | 104,6 | 105,9
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 | 940 |97,1 |98,4 |98,8 |100,3|102,7 | 104,7 | 106,1
Dezember | 90,1 | 92,1 | 934 |94,7 |97,7 |988 |99,6 |100,9 | 102,9 | 105,0
Verzugszinssatze

Der Glaubiger kann nach dem Falligkeit und Zugang einer nicht beteiligt sind, acht Pro-

Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes  Ereignis an-
knupft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Griinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (§ 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach

Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Gldaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fur Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher

zentpunkte (nur bei Entgelten)
liber dem Basiszinssatz (8 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grolRe ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8§ 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

Zahlungsverzug: Hbéhe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-
gung % % gung %
1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19
1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62
1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12
1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12
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(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so
kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die
Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.
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Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so
kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die
Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.
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(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen
nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber
einem Schuldner, der Verbraucher ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung
besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder Zahlungsaufstellung
unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der
Gegenleistung in Verzug.
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1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12
1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12
1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 537 | 8,37
1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12
1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.7.bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12
1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87
1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62
1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 | 7,37
1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32

www. Kanzlei-schultze.de
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